
lindustrie war ihnen Anfang 1947 gelungen, eine Parität der Arbeitnehmer-
vertreter in den Aufsichtsräten und die Einsetzung eines für Arbeits-, Sozial- 
und Personalpolitik zuständigen Arbeitsdirektors durchzusetzen. Die 
Montanarbeitgeber hatten zugestimmt – nicht zuletzt weil sie hofften, mit der 
Unterstützung der Arbeitnehmer Demontagen oder Enteignungen besser ver-
hindern zu können. „Ohne die Arbeitnehmervertreter lief gar nichts“, erinnert 
sich der spätere Dortmunder Oberbürgermeister Günter Samtlebe, der damals 
als junger Mann am Hochofen im Hoesch-Stahlwerk Dortmund-Hörde stand. 
„Das hätte sich auch keiner gefallen lassen. Die Arbeiter hatten durch den 
Krieg so die Schnauze voll, dass ihnen der Respekt vor diesen Brüdern ver-
gangen war.“

DER RUF NACH DEM GESETZ_ Diese Errungenschaften, allen voran die Parität 
von Kapital und Arbeit im Aufsichtsrat, wollten die Gewerkschaften unver-
rückbar gesetzlich festschreiben lassen – nicht beschränkt auf Eisen und Stahl, 
sondern für alle Wirtschaftszweige. Der DGB-Gründungskongress im Oktober 
1949 hatte verlangt, dass „die Aufsichts- und Verwaltungsorgane der Groß-
industrie nicht mehr ausschließlich durch die Vertreter des Kapitals bestimmt, 
sondern dass Vertreter der Arbeitnehmerschaft durch ihre gewerkschaftlichen 
Organisationen maßgeblich eingeschaltet werden“. Wenn es jetzt nicht gelin-
ge, die Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit unverrückbar zu verankern, 
erklärte Walter Freitag, IG-Metall-Chef und späterer DGB-Vorsitzender, An-
fang Januar 1950, „haben wir aufgehört, als Gewerkschaften überhaupt zu 
einer Bedeutung zu kommen“.

Für den amtierenden DGB-Vorsitzenden Hans Böckler gehörte die Mitbe-
stimmung unverzichtbar zur Demokratisierung der Wirtschaft. Es sei an der 
Zeit, die Arbeitnehmer endlich als gleichberechtigte Wirtschaftsbürger anzu-
erkennen. In seiner Rede zum 1. Mai 1950 bezeichnete Böckler die Mitbe-

stimmung sogar als „heiliges Recht“. Er bekräftigte den Willen der Gewerk-
schaften, „hinauszugreifen in den Himmel und herabzuholen jene Rechte, die 
droben hängen, unveräußerlich und unzerbrechlich wie die Sterne selbst“.

Die Unternehmer wollten Herr im Haus bleiben. Schnell wurde klar, dass 
es allein mit ihnen – ohne Vermittlung der Bundesregierung, die sich vorerst 
abseits hielt – keine Einigung geben würde. Die Entsendung von Gewerk-
schaftsvertretern in die Aufsichtsorgane der Unternehmen bedeutete für die 
Arbeitgeber „eine Machtzusammenballung im DGB, der in der Wirtschafts-
geschichte einmalig“ sei. Solcherlei musste schließlich „im Kollektivsystem 
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statistik

Bergbauunternehmen (2011: Unternehmen
der Branchen Bergbau und Energie)

Unternehmen der Eisen- und
Stahlerzeugung

gesetzliche Montanmitbestimmung
gesamt 1051951

71 34

9 22

gesetzliche und verhandelte Montan
mitbestimmung� gesamt 312011

„Wir müssen nur
das Herz haben, nicht

zurückzuweichen
vor den Angriffen.“

� HANS BÖCKLER, DGB-VORSITZENDER

Der massive Strukturwandel in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts hat die Zahl der montanmitbestimm-
ten Unternehmen sinken lassen. In zahlreichen Unter-
nehmen, die heute in mehreren Sparten und Branchen 
tätig sind, ergänzen oder ersetzen Verhandlungslösun-
gen das Montanmitbestimmungsgesetz. Dennoch: 
Obwohl es in Deutschland kaum noch Zechen gibt, 
erreicht die Zahl der montanmitbestimmten Unterneh-
men mit 31 fast ein Drittel des Wertes von 1951.

Montanmitbestimmung 
damals und heute

organisiert“, erinnert sich Urbaniak. Wenn ein Kumpel 
krank war, wer besuchte ihn im Krankenhaus? Der Mann 
von der Gewerkschaft. Und wenn ein Kollege starb, wer 
half der Witwe bei den Rentenformularen? Der Mann von 
der Gewerkschaft.

Im Ruhrgebiet hatten die Gewerkschaften schon ermu-
tigende Erfahrungen mit der Mitbestimmung gemacht. 
Unter dem Hoheitsrecht der Besatzungsmächte und im 
Zuge der angeordneten Entflechtung der Eisen- und Stah-
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